
Radikalenerlass: Klärung vertagt
Regierung wünscht erst wissenschaftliche Aufarbeitung
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Heidelberg/Stuttgart. Die Erwartungen
waren groß, als Vertreter der Regierungs­
fraktionen sich mit Betroffenen des Radi­
kalenerlasses erstmals an einen "Runden
Tisch" setzten. Nun, ziemlich genau sie­
ben Monate später, überwiegt die Ent­
täuschung. Eine politische Entschuldi­
gung seitens der Landesregierung oder des
Landtags, wie sie der Betroffenen-Initia­
tive um Sprecher Klaus Lipps vor­
schwebte, werde es in dieser Legislatur­
periode nicht mehr geben, heißt es aus den
Reihen der an den Gesprächen Beteiligten.

Als einen der Hauptverantwortlichen
will man Ministerpräsident Winfried
Kretschmann ausgemacht haben: "Ver­
schleppung" und "Aussitzen" werfen Be­
troffene dem Grünen vor. Eine "allge­
meine Rehabilitierung aller Betroffe-

nen" könne es nicht geben, habe das
Staatsministerium mitgeteilt. Die Re­
gierung bestehe jetzt zunächst auf einer
wissenschaftlichenAufarbeitung, heißt es
seitens der Initiative.

Der Grünen-Innenpolitiker Hans­
Ulrich Sckerl, Mitinitiator des Runden
Tisches, bestätigt: "Eine politische Er­
klärung zum Radikalenerlass wurde zu­
rückgestellt." Die Grünen-Fraktion ver­
folge das Thema jedoch weiter. Noch in
dieser Legislatur "angestoßen" werden
solle die wissenschaftliche Aufarbeitung
lind die Schaffung eines unabhängigen
Fonds für Opfer, die heute ohne ausrei­
chende Altersversorgung leben müssen.
Abschließen lasse sich diese Arbeit je­
dochvorerst nicht mehr. "Dafürbittenwir
die Betroffenen um Verständnis." Diese
wiederum fürchten, Ergebnisse kämen zu
spät: Nur noch "für unsere Grabsteine".


